
 

 
 

 
 

 

NIEDERSCHRIFT 

 
 

Biblis, den 01.10.2020 
 
 

B E S C H L U S S  
 

der Gemeindevertretung 
 

vom Mittwoch, den 30.09.2020 um 19:00 Uhr 
 
 
 

1 FA-5/2020 Antrag der FLB-Fraktion vom 08.09.2020 
hier: Vertragskündigung mit MKM 

 

Bemerkungen: 
 

Herr GV Fischer verlas und begründete den Antrag seiner Fraktion. 
Weiterhin teilte er mit, er habe Passagen aus Sitzungsprotokollen 
herausgesucht habe. Aus seiner Sicht gehe daraus hervor, dass 
Gemeindevorstand und Gemeindevertretung von Herrn Bürgermeister 
Kusicka, vor allem in Bezug auf Bauausführung und Vertragsgestaltung 
getäuscht worden seien. Um seine Aussage zu unterlegen verlas Herr 
Fischer Zitate aus den zuvor angesprochenen Protokollen. Weiter stellte 
er fest, dass die Gemeindegremien den mit MKM geschlossenen Vertag 
nie zur Einsicht erhielten und einzig eine Vorlage mit Vertragseckpunkten 
seitens des Bürgermeisters zur Beschlussfassung eingebracht wurde. 
Die FLB habe schon damals große Bedenken gegenüber MKM geäußert, 
leider seien diese ignoriert worden. Nachforschungen hätten schon 
damals eine nicht gesicherte Zahlungsfähigkeit der MKM GmbH ergeben. 
Bürgermeister Kusicka habe diesbezüglich mitgeteilt, dass die 
Rückübertragungsansprüche der Gemeinde insolvenzfest seien. 
GV Fischer kritisiert, dass die Zahlung der übertragenen Grundstücke 
nicht sofort erfolgte, sondern erst nach Verkauf. 
Weiter zitierte Herr Fischer aus dem geschlossenen Vertrag. Der 
beteiligte Notar habe damals auf die gemeindeseitigen Risiken 
hingewiesen, welche ignoriert wurden. 
 
Im Folgenden verwies Herr GV Fischer auf einzelne Vertragsinhalte, 
wonach seitens der Gemeinde keine weiteren Sicherheiten gefordert 
wurden. Insbesondere die Abrede, wonach ein Vertragsrücktritt seitens 
der Gemeinde schon nach Zahlung einer einzelnen Teilrate nicht mehr 
möglich sei, erschien ihm völlig unverständlich. 
Aus Sicht der FLB Fraktion seien die Vorgänge um den 
Vertragsabschluss ein Fall für Kommunalaufsicht und Staatsanwaltschaft. 
 
Herr GV Platz zeigte sich für die CDU Fraktion überrascht vom Antrag 
der FLB. Bereits vor sechs Wochen sei klar gewesen, dass heute über 
den Rücktritt abgestimmt werde. Da eine entsprechende 
Verwaltungsvorlage vorläge, sei der FLB Antrag nicht notwendig. 
Alle Beteiligten seien sich einig gewesen, dass MKM nicht der 
Vertragspartner sei, den man sich wünsche. 
 
Das Baugebiet sei als Leuchtturmprojekt mit Strahlkraft über die 
Gemeindegrenzen hinweg geplant gewesen, leider sei MKM mit der 
Umsetzung überfordert. 
 
Aus Sicht der CDU Fraktion habe ein möglicher Rücktritt kleine Vorteile 
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für die Gemeinde. Insgesamt überwägen jedoch die Nachteile für alle 
Beteiligten, insbesondere die Bauherren und Handwerker. Da die 
Grundstücke der Insolvenzmasse zu fielen und nicht mehr der Gemeinde 
gehören, sei davon auszugehen, dass es zu jahrelangen 
Rechtsstreitigkeiten komme. Die Entwicklung des gesamten Baugebiets 
wäre bis nach deren Beendigung blockiert. 
 
Herr GV Vollrath fragte bei Herrn RA Dietenhöfer nach, ob die 
Rückauflassung für die Gemeinde nur bei 2 Grundstücken fehle oder ob 
diese bei allen Grundstücken nicht greife. Hierzu führte Herr Dietenhöfer 
aus, dass es sich nur um zwei Grundstücke handele und die anderen 44 
Auflassungen insolvenzfest seien. Allerdings müsse dieser Anspruch 
langwierig durchgesetzt werden. 
 
Herr GV Vollrath führte für die SPD Fraktion aus, dass die damals 
eingearbeiteten  Sicherungsparagrafen Grundlage für die Zustimmung 
gewesen seien. Man sei, anders als behauptet, nicht blauäugig gewesen. 
Heute zeige sich, dass diese Regelungen greifen würden und der 
Gemeinde nicht unbedingt ein Verlust entstehe. Den Antrag der FLB 
Fraktion werde man ablehnen, da in der Gesamtbetrachtung ein Rücktritt 
vom Vertrag sozial und gesellschaftlich nicht gerechtfertigt sei. Die 
entstehenden Verluste müssten fast komplett von Handwerkern und 
Bauherren getragen werden. Eine Insolvenz der MKM GmbH würde das 
Baugebiet mehrere Jahre lahmlegen.  
 
Herr GV Becker erklärte, dass aus seiner Sicht viele Gründe für einen 
Rücktritt sprächen, so seien Rückauflassungen vorhanden. Er zeigte sich 
davon überzeugt, dass ein Insolvenzverwalter Interesse an einer 
schnellen Rückabwicklung der Grundstücke habe. Weiter wies er auf die 
Möglichkeit hin, wonach die Eigentümer auch ihre Anwälte und vor allem 
den beteiligten Notar in Regress nehmen könnten. Der finanzielle 
Schaden für die betroffenen 9 Eigentümer sei durchaus noch in einem 
verträglichen Rahmen. Die Mehrkosten würden ungefähr dem seitens der 
Firma Viebrockhaus angestrebten neuen Kaufpreis entsprechen. 
Aus seiner Sicht sollten diese Punkte in den Verhandlungen mit 
MKM/Viebrock berücksichtigt werden. 
 
Herr RA Dietenhöfer verwies darauf, dass derzeit für den Insolvenzfall 
keine seriöse Aussage über die Verfahrensdauer möglich sei. 
Aus seiner Sicht könnten die Grundstückskäufer durchaus 
Haftungsansprüche gegen den beauftragten Notar bzw. beteiligte 
Anwälte geltend machen. Allerdings würde dies zu einer Vielzahl von 
Rechtsstreitigkeiten im Baugebiet führen. 
 
Herr Bürgermeister Scheib führte aus, dass die Verwaltung seit Anfang 
April mit allen Beteiligten an einer sozialverträglichen Lösung arbeite. 
Diese orientiere sich nahe am bisherigen Vertrag und den ursprünglichen 
Zielen. Von Anfang an seien zwei Lösungsansätze, Rücktritt oder 
Sanierung, verfolgt worden. Sein Ziel sei weiterhin ein Baugebiet zu 
akzeptablen Preisen mit Bauherren, die sich in der Gemeinde wohlfühlen, 
zu entwickeln. Aus seiner Sicht sei es fast schon unmoralisch, wenn man 
aus einer Insolvenz als Gemeinde noch Gewinn schlagen würde. 
 
Aus Sicht von Herrn GV Fischer gab es keinen Grund mehr die 
Geschäftsverbindung mit MKM aufrecht zu erhalten. Bei einer 
Grundstücksvermarktung durch die Gemeinde könnten höhere 
Einnahmen für den Haushalt erzielt werden und trotzdem könnte frei 
gebaut werden. 
 
Herr GV Vollrath sprach die von Herrn GV Fischer angesprochenen 
Finanzzahlen an. Diese seien nicht korrekt dargestellt. Aus Sicht der SPD 
müsse man die Emotionen aus dem Thema rausnehmen und zum Wohle 
aller Beteiligter entscheiden. Eine Selbstvermarktung der Grundstücke 
sei für die Verwaltung kaum leistbar. Das Vermarktungskonzept von 
Viebrock müsse daher zwingend Bestandteil des zu schließenden 
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Vertrags sein.  
 
Der Ausschussvorsitzenden Müller und Vollrath berichteten über die 
Abstimmungsergebnisse in BGLU- und HFuS. Dort sei der FLB Antrag 
jeweils bei 2 Ja- Stimmen und 5 Nein-Stimmen abgelehnt worden. 
 

Beschluss: 
 

Beschlussvorschlag der FLB-Fraktion: 
 
Die Gemeindevertretung beschließt,  
 
die Verwaltung zu beauftragen, sämtliche sich aus dem Vertrag der 
Gemeinde Biblis-MKM ergebende Kündigungs- und 
Rücktrittsmöglichkeiten ohne weitere Nachfristen sofort umzusetzen und 
einzuleiten. 
 
Es ist, wie in der Vergangenheit erfolgreich praktiziert, ein sogenannter 
Bauplatz-Vergabeausschuss zu gründen, der unter dem Vorsitz des 
Herrn Bürgermeister als auch der Verwaltung und der Parteienvertreter 
besetzt ist und die weiteren Maßnahmen berät und vorschlägt.  
Hierzu können auch sachkundige Bürger (wie in der HGO geregelt) mit 
herangezogen werden.“ 
 

Abstimmungsergebnis:  abgelehnt, 5 Ja-Stimme(n), 15 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 
 Ja Nein Enthaltung 

 5 15 1 

 




